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Bewährungsstrafen helfen im Kampf gegen Rechtsextremismus 
Sachsen-Anhalt und Branden-
burg haben im Bundesrat eine 
Initiative gegen so genannte 
Hasskriminalität eingebracht. 
Der Gesetzentwurf sieht unter 
anderem eine weitgehende 
Einschränkung von Bewäh-
rungsstrafen bei Taten aus 
rassistischen und fremdenfeind-
lichen Motiven vor. Die 
Volksstimme berichtete am 9. 
November 2007, dass Richter-
bund und die Deutsche 
Vereinigung für Jugendgerichte 
und Jugendgerichtshilfe in 
Sachsen-Anhalt gegen das 
Gesetz sind. Der Staatsanwalt 
Klaus Breymann begründet die 
Position ausfuhrlicher. 

it der Bundesratsinitia-
tive wollen die Länder-
regierungen ein Zeichen 

gegen Rechtsextremismus  set-
zen. Das ist sicher eine gute und 

lobenswerte Absicht. Die Aus-
setzung einer Freiheitsstrafe zur 
Bewährung zählt allerdings zum 
festen und unverzichtbaren Be-
stand notwendiger richterlicher 
Reaktionsmöglichkeiten. 

Hinter der Bundesratsinitiati-
ve steht die Annahme, dass kurze 
Gefängnisstrafen rechtsextre-
mistische Gewalttäter von Ver-
brechen abschrecken könnten. 
So soll die Gewalteinstellung der 
Täter vermindert oder sogar be-
seitigt werden. Für diese Annah-
me gibt es keinen wissenschaft-
lichen Nachweis, das Gegenteil 
ist vielmehr empirisch gut belegt. 
Von 1992 bis 1994 wurden im 
Straf recht insgesamt 40 Straftat-
bestände angehoben, ohne dass 
sich signifikante Wirkungen hät-
ten nachweisen lassen. 

Das Strafgesetzbuch sieht 
kurze Gefängnisstrafen aus gu-
ten Gründen nur in Ausnahme- 

fällen vor. Diese Regelung be-
ruht auf der Erkenntnis, dass 
gerade bei kurzem Freiheitsent-
zug die entsozialisierenden Wir-
kungen und die kriminelle An-
steckungsgefahr im Gefängnis 
groß sind. Abzulesen ist das 
auch an hohen Rückfallzahlen. 

Statt der erhofften Abschre-
ckung zeigen Gefängnisstrafen, 
dass Jugendliche im Strafvoll-
zug eher negative Selbstbilder 
stilisieren, verfestigen und der 
Vollzug zu einer Art Ritterschlag 
umgedeutet wird. 

Zuweilen hört man, das Aus-
setzen einer Gefängnisstrafe wer-
de von Tätern als Quasi-Frei-
spruch verstanden. Dazu gibt es 
ebenfalls keine gesicherten Er-
kenntnisse. Dass Verurteilte nach 
einer Hauptverhandlung ihrer Er-
leichterung, nicht in den Vollzug 
zu müssen, sichtbaren Ausdruck 
geben, erscheint zunächst ver- 

 
 

  

ständlich. Jede Strafaussetzung 
im Bereich der Ge-
waltkriminalität ist aber mit 
Auflagen versehen, die teilweise 
erhebliche 
Verpflichtungen       und 
Einschrän- 
kungen mit sich bringen. Es ist 
zudem gerade die Aufgabe dieser 
Auflagen und des Bewährungs-
helfers, den Ernst der Situation zu 
verdeutlichen, was, wie die Praxis 
zeigt, auch zumeist gelingt. 

Verurteilten ist in der Bewäh-
rungszeit sehr bewusst, dass bei 
neuen Straftaten und dem Ver-
stoß gegen Bewährungsauflagen 
die Vollstreckung der Freiheits-
strafe droht. 

 
 
 
 
 
 
 
 

Dass die Aussetzung einer Be-
währungsstrafe oft sehr sinnvoll 
ist, belegt gerade wieder eine 
Untersuchung für das Bundes-
ministerium der Justiz ein-
drucksvoll. Der Vollzug gilt viel-
mehr als ein „ Durchlauf erhitzer", 
der Gewaltneigungen fördert 
und wo Gewaltverhalten einge-
übt wird. Eine Konzentration 
von rechten Gewalttätern im 
Vollzug festigt deren Bindung 
untereinander unter Mitwirkung 
sogenannter rechter „Ge-
fangenenhilfsorganisationen" . 

Dass Gewalttäter bei fortdau-
ernder Gefährlichkeit zum 
Schütze der Öffentlichkeit hin-
ter Schloss und Riegel und wei-
terhin nicht in die Bewährung 
gehören, bedarf keiner besonde-
ren Begründung. Aber es gilt 
noch immer die alte Faustregel: 
Je länger wir jemanden einsper-
ren, um so schwerer wird der 

Rückfall, und je öfter wir je-
manden einsperren, um so 
schneller folgt der Rückfall mit 
neuen Opfern. 

In der Bundesratsinitative 
kommt zudem ein Argwohn ge-
gen Justiz und Soziale Dienste 
zum Ausdruck, als sei die Be-
währungspraxis der Gerichte 
und Sozialen Dienste zu bean-
standen. Die genannte Untersu-
chung aus dem Bundesjustizmi-
nisterium spricht da eine ganz 
andere Sprache. 

Wer künftig Hasskriminalität 
bekämpfen will, sollte auf be-
währte Strategien setzen, diese 
ausbauen und neue Strategien 
entwickeln. Bewährungsstrafen 
zählen zu den bewährten Vorge-
hensweisen. 

Die Möglichkeiten der Justiz, 
rechtsextremistische Straftaten 
zu bekämpfen, bleiben unterm 
Strich jedoch begrenzt. Die Jus- 

  

tiz gibt Flankenschutz gegen ge-
sellschaftliche Fehlentwicklun-
gen, kann diese aber nicht 
steuern; dazu sind andere gesell-
schaftliche Institutionen aufge-
fordert. 

Allerdings: Jahrelange Spar-
programme im Bereich der Kin-
der- und Jugendhilfe zeigen 
möglicherweise negative Wir-
kungen, denen anders begegnet 
werden könnte als durch ent-
behrliche Gesetzesinitiativen, 
deren Vorteile wohl nur darin 
gesehen werden, dass sie öffent-
liches Aufsehen erregen und 

trotzdem nichts kosten. Auch 
der Ausbau der Bewährungshil-
fe wäre wünschenswert.  

  
 

Klaus Breymann ist Staatsanwalt 
und Geschäftsführer der Deut-
schen Vereinigung für Jugendge-
richte und Jugendgerichtshilfen 
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